
2/19

Zeitschrift für verbandliche Jugendarbeit in H
am

burg

Zu
r W

ah
l d

es
 E

U-
Pa

rl
am

en
te

s a
m

 2
6.

 M
ai

 2
01

9

W
AS

 G
IB

T'
S 

ZU
 W

ÄH
LE

N?

2/19

PLUS:  Hinweise zur W
ahl der Hamburger Bezirksversammlungen



punktum. 2/19  2

InhaltHausTicker

Impressum
punktum ist die vierteljährliche Publikation des Landesjugendringes Hamburg e. V. Die Redaktion behält es sich vor, Beiträge zu kürzen. 

Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben die Meinung des Autors, aber nicht unbedingt die Meinung des Vorstandes wieder.

Redaktion : Jürgen Garbers (jg)

Layout und Gestaltung : Rebekka Posselt

Fotos : (soweit nicht namentlich angegeben) Jürgen Garbers (LJR).

V.i.S.d.P. : Laura Vanselow c/o LJR, Güntherstraße 34, 22087 Hamburg. Preis im Mitgliedsbeitrag inbegriffen.

Verlag : Landesjugendring Hamburg e. V.; Güntherstr. 34, 22087 Hamburg; Tel. : (040) 31 79 61 14; Fax : (040) 31 79 61 80;  

info@ljr-hh.de; www.ljr-hh.de.

Auflage : 2.200 Exemplare

punktum wird gefördert mit Mitteln der Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration.

Druck : eurodruck, Schnackenburgallee 158, 22525 Hamburg; gedruckt auf umweltfreundlichem Papier.

Was machen die U18-Jährigen? Bei den Wahlen 
der Bezirksversammlungen in Hamburg geht’s 
doch, ebenso bei einer Wahl der Bürgerschaft, 
bei der EU-Wahl aber nicht. Da schauen die 16- 
und 17-Jährigen in Deutschland wie bei einer 
Bundestagswahl nur zu. Allein Malta und Öster-
reich machen EU-weit die Ausnahme und lassen 
junge Menschen ab 16 Jahren an die Urne ran. 
Das EU-Parlament hat offenkundig nicht nur ein 
Demokratie- sondern auch ein Jugenddefizit. 
Dabei hat die EU jungen Menschen nicht nur et-
was zu bieten, wie beispielsweise das Programm 
»Jugend in Aktion«, das Jugendaustausch und 
europäische Jugendprojekte fördert, sondern 
sie greift auch in ihre Lebensbereiche ein. Die 
öffentliche Auseinandersetzung um die EU-Re-
form des Urheberrechts, das wegen sogenannter 
Uploadfilter für Internetplattformen gerade den 
Protest junger Menschen auf sich zog, zeigte, 
dass auch bei ihnen das Bewusstsein über die 
politische Bedeutung der EU-Ebenen angewach-
sen ist. Das alles wäre Grund genug, mehr junge 
Menschen an der Wahl teilhaben zu lassen und 
die 18-Jahre-Hürde herabzusenken. Fairerweise 
ist zu sagen, dass auch hier mal wieder nicht die 
EU Schuld hat. Denn für die Ausgestaltung der 
Wahlen sorgen nationale Wahlgesetze in den 
EU-Mitgliedsländern. Kurzum, der Hebel zur 
Veränderung wäre vor Ort und national anzuset-
zen, um Europa offener für mehr Jugendbeteili-
gung zu machen. Und das gilt für vieles, woran 
Europa krankt. 
U18-Wahl. Abstimmen können die U18-Jäh-
rigen aber trotzdem. Nicht bei der »echten« 
Wahl – sondern bei der Aktion U18-Wahl, die 
für die Europawahl federführend vom Deutschen 
Bundesjugendring koordiniert wird. Die U18-
Europawahl am 17. Mai steuert dabei auf einen 
neuen Rekord zu. Laut DBJR-Pressemitteilung 
wurden mehr als 1.000 Wahllokale registriert – in 

Jugendtreffs, auf Spielplätzen, in Feuerwachen, 
Bibliotheken, Gemeindehäusern oder Schulen. 
Zur Europawahl 2019 liegt die Zahl damit mehr 
als doppelt so hoch im Vergleich zur Wahl 2014. 
Damals konnten Kinder und Jugendliche ledig-
lich in 410 Wahllokalen ihre Stimme abgeben. 
Zum Wahltermin am 17. Mai werden politische 
Veranstaltungen organisiert, Urnen gebaut, 
Wahlzettel ausgedruckt und Wähler/innen mobi-
lisiert. Neun Tage vor der Europawahl wird fest-
stehen, welche Parteien Kinder und Jugendliche 
gerne im Europäischen Parlament hätten. Im Er-
gebnis spiegeln sich dann auch Themen, die Kin-
dern und Jugendlichen wichtig sind. In Hamburg 
koodiniert der Landesjugendring die Organisati-
on der Wahllokale. Alle Infos zur Aktion finden 
sich unter www.u18.org. Dort ist auch eine inter-
aktive Landkarte aufrufbar, die alle Wahllokale in 
Deutschland zeigt. (jg)
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Kommentar

Fridays for Europe und ein Europa für Alle
Letzte Woche fuhr ich mit dem Zug vom Tegernsee nach München und unter-
hielt mich mit einer Frau, die ich zuvor an einer Bushaltestelle kennengelernt 
und die mich eingeladen hatte, sie zu begleiten. Diese Frau, eine waschech-
te Münchnerin, wie sie mir berichtete, erzählte mir von ihrem Sohn, der in 
der Schweiz lebt, von ihrer italienischen Großmutter, von ihrer Nachbarin, 
die AfD-Parolen nachplappert, und wie sie versucht, diese zu parieren und 
dabei mit ihr im Gespräch zu bleiben. Auch ging es darum, wie sich Mün-
chen verändert hat über die Jahre. Ich war beeindruckt von ihrer offenen 
Art und dem positiven Blick auf die Diversität der Stadt. Als sie mich danach 
fragte, was ich beruflich mache, erzählte ich ihr, dass ich für eine Austausch-
organisation – AFS (ursprünglich American Field Service) – arbeite. Diese 
Organisation wurde nach dem ersten Weltkrieg von jungen Amerikanern ge-
gründet, die im Weltkrieg einen freiwilligen Sanitätsdienst geleistet hatten. 
Der AFS wurde also von Menschen ins Leben gerufen, die den Krieg in Europa 
miterlebt hatten und um jeden Preis verhindert wollten, dass so etwas noch 
einmal passiert. Schon damals war die Idee, nicht Grenzen und National-
staaten zu stärken, sondern diese durch die Begegnung und den Austausch 
von jungen Menschen zu überwinden. So organisierten der AFS Austausche 
von Europa nach Amerika und später dann auch innerhalb Europas. Meine 
Gesprächspartnerin und ich waren uns einig, dass diese Idee in der heutigen 
Zeit wichtiger denn je ist. Bei all den nationalistischen Tendenzen muss es 
darum gehen, die Grenzen weiter abzubauen anstatt sie zu schließen. Dabei 
können Begegnung mit dem erst einmal Fremden und Anderen nur helfen. 
Eine andere Geschichte von zivilgesellschaftlichem Engagement, die sich so-
gar zu zivilem Ungehorsam steigerte, hat Jan Böhmermann wieder ins Gedächt-
nis gerufen. Ein Studentensturm auf die deutsch-französische Grenze – oder 
wie er es nennt: die »Fridays for Europe«. 1950 stürmten bei St. Germanshof 
300 europabegeisterte Studenten/innen die deutsch-französische Grenze, 
zerstörten Schlagbäume und rissen französische wie deutsche Grenz- und 
Zollschilder herunter und ersetzen sie durch Schilder mit der Aufschrift »Sie 
bleiben in Europa«. Ich finde, das war für die damalige Zeit ein starkes State-
ment, welches von der Politik nicht ungehört blieb. Diese damalige Forderung 
nach der Auflösung der Grenzen ist heute Realität. Eine Realität, die für viele 
von uns Normalität – aber keineswegs unangreifbar ist. Die Idee eines vereinten 
und freien Europas ist noch lange nicht realisiert. Die Idee ist brillant, aber die 
Umsetzung lässt an zu vielen Stellen (Flüchtlingspolitik, Parlament) zu wün-
schen übrig. Aber ist das ein Grund, diese Idee zu verwerfen? Ich sage nein. 

Was es dafür braucht, sind engagierte, solidarische und bewegte Europäer/
innen, die die Deutungshoheit über die Kritik an der EU nicht den Nationa-
listen in Ungarn, Polen oder Großbritannien überlassen, sondern sie sich 
zurück erobern und eine europäische Zukunft gestalten wollen: Für eine Zu-
kunft als ein solidarisches, demokratisches, diverses und friedliches Europa 
– und ohne Rassismus und nationalistische Ideen, die Europa zerfurchen und 
auseinander treiben. Diese Tendenzen haben einst in den Krieg geführt. 
Verbrüderung und Verschwesterung. Ich rufe an dieser Stelle in Erinnerung, 
dass die EU 2012 den Friedensnobelpreis erhalten hat. In der Begründung 
hieß es, dass man sich für die EU deshalb entschieden habe, da sie eine wich-
tige, stabilisierende Rolle bei der Umwandlung Europas von einem Kontinent 
der Kriege zu einem Kontinent des Friedens gespielt hat. »Die Arbeit der EU 
repräsentiert ›Bruderschaft zwischen den Nationen‹ und entspricht einer 
Form von ›Friedenskongress‹, wie Alfred Nobel dies als Kriterium für den 
Friedenspreis 1895 in seinem Testament umschrieben hat.« Verbrüderung 
und Verschwesterung von Nationen – genau das fehlt an vielen Stellen gerade 
so sehr wie echte Solidarität. In unserem LJR-Beschluss zu »Mehr Mittel für 
die Jugendverbandsarbeit« heißt es: »Jugendverbände erfüllen für die Zivil-
gesellschaft wichtige sozialpolitische Aufgaben: Sie sind Orte non-formalen 
Lernens, an denen sich Kinder und Jugendliche Wissen, Werte, Selbst- und 
Sozialkompetenz aneignen und Partizipation und Demokratieprozesse ken-
nen- und erlernen. Sie sind wichtige Werkstätten und Lernorte für zivilge-
sellschaftliches Engagement, Demokratie, kritisches Staatsbürgertum und 
Selbstorganisation.« Für mich ist das sowohl Auftrag wie auch Aufruf: Lasst 
uns für einen solidarischen, europäischen Raum eintreten: Fridays for Fu-
ture und ein Europa für Alle. Geht auf die Straße. Engagiert Euch im Kleinen 

wie im Großen. Gestaltet und kriti-
siert. Bleibt wehrhaft, bunt, divers, 
diskussionsfreudig, laut – und geht 
wählen! 

 Von Anne Dewitz, LJR-Vorsitzende
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Nebenwahlen? Hauptsache! 
Europa vor einer Richtungsentscheidung *

Von Claus Leggewie, Gießen 

Das Europäische Parlament, 1979 zum ers-
ten Mal direkt gewählt und seither auf dem 
gewundenen Weg zum »Vollparlament«, er-
scheint vielen Europäerinnen und Europäern 
bedeutungslos. Entsprechend gelten Euro-
pawahlen als »Nebenwahlen«, die Wahlbe-
teiligung lag 2014 bei historisch niedrigen 
42,6 Prozent. 1 Auch die Parteien haben nicht 
immer ihre besten Köpfe nach Brüssel und 
Straßburg geschickt. »Hast du einen Opa, 
schick ihn nach Europa«, lautete der respekt-
lose Abschiedsgruß an daheim nicht mehr 
benötigte oder erwünschte Politiker. Zugleich 
waren »Brüssel« und »Straßburg« immer ein 
Experimentierfeld für Wähler und Abgeordne-
te. Ermuntert durch fehlende oder niedrige 
Sperrklauseln trauen sich Erstere, ihr Kreuz 
versuchsweise an anderer Stelle zu machen; 

Letztere gehen unkonventionelle Allianzen 
ein und legen korporatives Selbstbewusstsein 
gegenüber Kommission und Rat an den Tag, 
aber auch gegenüber ihren Herkunftsländern 
und Nationalstaaten generell. So übernahm 
das Europäische Parlament eine transnatio-
nale Vorreiterrolle.

Ende Mai 2019 sind rund 400 Millionen Euro-
päer, denen etwa das deutsche Bundesverfas-
sungsgericht die Qualität eines Staatsvolkes 
nicht zuerkennen will, aber auch nicht ganz ab-
sprechen mag, 2 zu einer echten Schlüsselwahl 
aufgerufen. Wer in Brüssel und Straßburg die 
Mehrheit der Parlamentssitze erobern wird, ist 
ebenso bedeutsam für Europas Zukunft wie der 
erst einmal aufgeschobene »Brexit«. Durch ei-
nen Erfolg der EU-feindlichen Kräfte geriete die 
Union, wie wir sie kennen, in eine bedrohliche 
Schieflage.

Erosion der Mitte
Am Wahlmodus hat sich seit der Wahl 2014 we-
nig verändert. Der Vorschlag des französischen 
Staatspräsidenten Emmanuel Macron, transna-
tionale Listen zu bilden, wurde nicht aufgegrif-
fen. Er hätte zum Einzug von Abgeordneten mit 
einer originär europäischen Agenda ins Parla-
ment führen können – eigentlich eine logische 
Konsequenz der Ausrufung von Spitzenkandi-
daten und der entsprechenden Bestellung des 
EU-Kommissionspräsidenten.
Gescheitert ist die Idee am Widerstand der mit 
218 Sitzen größten Fraktion im Europäischen 
Parlament, der Europäischen Volkspartei (EVP), 
deren Abgeordneter Elmar Brok (CDU) darin 
einen Angriff auf den Föderalismus sah: »Ich 
möchte nicht auf einer Liste von Helsinki bis Lis-
sabon gewählt werden, wo kein Bürger mich als 
sein Ansprechpartner sieht. Ich möchte als Abge-
ordneter zuhause in Ostwestfalen-Lippe gewählt 
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werden, Legitimation entsteht durch Bürgernähe 
und nicht durch Ferne.« 3 Dies hätte freilich für 
das Gros der EU-Abgeordneten weiter gegolten. 
Dass selbst ein so ein erfahrener und engagier-
ter Europäer in dieser Situation derart provinzi-
ell daherkam, war enttäuschend. Die damalige 
CDU-Vorsitzende Angela Merkel wollte die Tür zu 
Macron hingegen nicht ganz zuschlagen, beton-
te aber, dass die Aufstellung von europäischen 
Spitzenkandidaten auf Dauer nur funktionieren 
werde, »wenn der Spitzenkandidat auf einer 
transnationalen Liste steht, also wirklich in allen 
Ländern gewählt werden kann«. 4 Ansonsten aber 
hat auch sie sich nicht wirklich als zupackende 
Europapolitikerin erwiesen und Macron im Regen 
stehen lassen.
Gleichwohl stehen dem Parlament 2019 gra-
vierende Veränderungen bevor: erstens durch 
die Erosion des faktischen Duopols der rechten 
und linken Mitte, zweitens durch den Bedeu-
tungszuwachs locker gefügter Bewegungspar-
teien und drittens durch die wahrscheinliche 

Konzentration der äußersten Rechten. Damit 
deuten sich tektonische Verschiebungen der po-
litischen Landschaft Europas an.
Das Europäische Parlament war wie die meis-
ten nationalen Parteiensysteme lange Zeit von 
Volks- beziehungsweise Großparteien der rech-
ten und linken Mitte dominiert. Das Tandem der 
durchgängig stärkeren EVP aus dem christdemo-
kratischen und konservativen Spektrum und der 
Fraktion der Sozialdemokraten (S&D, von der 
englischen Bezeichnung Progressive Alliance of 
Socialists & Democrats) stellte stets mindestens 
zwei Drittel der Abgeordneten. Beide brachten so 
in einer Art »informellen Großen Koalition« ihre 
programmatischen und personellen Ambitionen 
arbeitsteilig voran.
In den vergangenen Jahren sind jedoch alle po-
litischen Lager sprichwörtlich »in Bewegung« 
geraten. Mit ganz unterschiedlichen Ambitio-
nen und Methoden stehen dafür Sammlungsbe-
wegungen wie der »Europäische Frühling« des 
griechischen Sozialisten Yanis Varoufakis, der 

Der Autor

Claus Leggewie ist Professor für Politikwissen-
schaft und Inhaber der Ludwig Börne-Professur 
am Zentrum für Medien und Interaktivität der 
Justus-Liebig-Universität Gießen. 
claus.leggewie@zmi.uni-giessen.de

Sitzverteilung im Europäischen Parlament nach Fraktionen, 2014 – 2019

Fraktion der Europäischen Volkspartei (EVP)

Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialdemokraten im Europäischen Parlament (S&D)

Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformer (EKR)

Fraktion der Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa (ALDE)

Konföderale Fraktion der Vereinigten Europäischen Linken / Nordische Grüne Linke (GUE/NGL)

Fraktion der Grünen / Freie Europäische Allianz (Grüne/EFA)

Fraktion Europa der Freiheit und der direkten Demokratie (EFDD)

Fraktion Europa der Nationen und der Freiheit (ENF)

Fraktionslos

Quelle: www.europarleuropa.eu, Dezember 2018, eigene Darstellung
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Was gibt's zu wählen?

Europa-Ausleger der französischen Präsidial-
bewegung »La République en Marche!« unter 
dem Namen »Europe en Marche« oder auch die 
rechtspopulistische Stiftung »The Movement«, 
des US-amerikanischen Publizisten und ehe-
maligen Präsidentenberaters Steve Bannon. 
Bewegung statt Partei – dieser Trend zur Um-
gehung etablierter intermediärer Instanzen ist 
lagerübergreifend zu beobachten und Ausdruck 
einer populistischen Generalmobilmachung. Ein 
grundstürzender Umbau der politischen Systeme 

ist das zwar noch nicht, aber der Zuspruch jün-
gerer Bürgerinnen und Bürger weist darauf hin, 
dass es für eine erneute europäische De-facto-
«GroKo« eng werden dürfte.
Prognosen zur Europawahl sind erfahrungsgemäß 
besonders unsicher, aber ein ungefähres Bild lässt 
sich zeichnen: 5 Die linke Mitte wird nicht nur den 
Wegfall der 20 britischen Labour-Abgeordneten, 
sondern voraussichtlich auch einen Einbruch der 
sozialdemokratischen und sozialistischen Partei-
en vor allem in Italien (derzeit 31 Abgeordnete), 
Frankreich (12), Schweden (6) und den Niederlan-
den (3) zu verkraften haben. Auch die SPD (27) 
muss mit Einbußen rechnen.
Eine ähnliche Schwächung dürfte der Fraktion 
der EVP bevorstehen, die europapolitisch bereits 
gespalten ist. Die Fidesz-Partei des ungarischen 
Ministerpräsidenten Victor Orbán ist ein Mitglied 
auf Abruf, wenn sie die EVP nicht insgesamt nach 
rechts rückt. Dem kommt die manifeste Rechts-
drift der französischen Republikaner (20) und 
der italienischen Konservativen (15) entgegen, 
ebenso des Partido Popular (17) in Spanien. 
Unklar ist das Schicksal der polnischen Abge-
ordneten von der Platforma Obywatelska (PO, 
Bürger-Plattform, 18) und der Polskie Strinnict-
wo Ludowe (PSL, Bauernpartei, 4) sowie einzel-
ner Abgeordneter aus anderen osteuropäischen 
Staaten, wo nationalpopulistische Bewegungen 
stärker sind als klassische Konservative und 
Liberale. Entscheidend wird sein, wohin sich 
die voraussichtlich gestärkte polnische Prawo i 
Sprawiedliwość (PiS, Recht und Gerechtigkeit, 
14) orientieren wird, die derzeit noch mit den 
britischen Tories (Conservative Party, 18) eine 
Fraktion bildet.
War es bisher so, dass sich eine liberal-konser-
vative Mitte mit einer Minderheit weiter rechts 
stehender Strömungen zurechtfinden musste, ist 
Orbáns Vision jetzt, eine dezidiert »illiberale« 
Rechte mehrheitsfähig zu machen. Die bisherigen 
Zwerge möchten Riesen sein. Der für moderne Par-
lamente seit Beginn des 19. Jahrhunderts kons-
titutive Rechts-Links-Gegensatz wäre damit nicht 
gänzlich verschwunden, doch hat er sich in den 
vergangenen Jahren – vor allem an der Einwan-
derungsfrage – zu einem Gegensatz zwischen den 
Leitbildern der offenen und der geschlossenen 
Gesellschaft beziehungsweise in eine Antinomie 
zwischen liberaler und »illiberaler« Demokratie 
verschoben. Orbáns Wiederwahl im April 2018 
zeigt an, dass ein »kompetitiver Autoritarismus«, 
eine durch Wahlen gestützte Autokratie, in Teilen 
der EU inzwischen mehrheitsfähig ist.
Kleinere »Etablierte« haben von der Erosion der 
linken und rechten Mitte wenig profitieren kön-
nen. Die »europakritische« Linke (GUE/NGL, der-
zeit angeführt von Gabi Zimmer) steht ebenfalls 
unter dem Druck von Bewegungsparteien – etwa 
von »La France insoumise« des französischen Ab-
geordneten Jean-Luc Mélenchon, der deutschen 

»Aufstehen«-Kampagne Sahra Wagenknechts 
oder dem erwähnten »Europäischem Frühling«, 
dem sich der französische Sozialist Benoît Ha-
mon, tschechische Piraten sowie die slowenische 
Levica-Partei angeschlossen haben.
Unterdessen haben die Liberalen mit der Macron-
Bewegung ein Zentrumsbündnis geschmiedet, 
um gemeinsam mindestens vierte Kraft zu wer-
den. Dazu zählen die Ciudadanos, die sowohl im 
spanischen als auch im katalonischen Parlament 
nennenswerte Stimmenanteile haben, die öster-
reichische Partei NEOS (Das Neue Österreich und 
Liberales Forum) sowie einzelne Sozialdemokra-
ten wie der ehemalige italienische Regierungs-
chef Matteo Renzi. Eine kräftige transnationale 
Bewegung im Zentrum wäre im Prinzip auch für 
Grüne attraktiv, die aber nationale Kandidaturen 
auf diversen Listen aufbieten und europaweit vom 
aktuellen Höhenflug der deutschen Grünen profi-
tieren wollen, in den meisten Ländern aber sehr 
viel schlechter dastehen als in Deutschland.

Gegenwind von Rechtsaußen
Die Linke ist uneinig, die alte wie neue Mitte ohne 
Durchschlagskraft – es ist nicht überraschend, 
dass die radikale Rechte nach Erfolgen auf nati-
onaler Ebene nun auch auf europäischer Ebene 
Morgenluft wittert. Derzeit ist sie (noch) in drei 
Fraktionen gespalten: Europäische Konservative 
und Reformer (EKR), Europa der Freiheit und der 
direkten Demokratie (EFDD) und Europa der Nati-
onen und der Freiheit (ENF). 6

Mit 74 Abgeordneten ist die EKR die größte dieser 
drei Fraktionen. In ihr sind außer den britischen 
Konservativen Abgeordnete der polnischen PiS, 
rechtsgerichtete Abgeordnete aus Flandern und 
Osteuropa sowie die erstarkten skandinavischen 
Rechtspopulisten vertreten. Deren anhaltender 
Erfolg ist damit zu erklären, dass sie sich von Steu-
errebellen und Kritikern des Wohlfahrtsstaates zu 
islamfeindlichen Anti-Einwanderer-Parteien radi-
kalisiert und ihre Basis vor allem unter bisherigen 
Nichtwählern verbreitert haben. Die Schweden-
demokraten, die Dänische Volkspartei und Die 
Finnen (vormals »Wahre Finnen«) haben in na-
tionalen Wahlen allesamt an Einfluss gewonnen 
und könnten im Europäischen Parlament einen 
»nordischen Pol« bilden (allerdings ohne formel-
les Bündnis, da ihre Unterschiede zu stark sind). 
Auf der anderen Seite könnte die PiS mit dem Aus-
scheiden der Tories einen »Visegrád-(Habsburg-)
Pol« aus ungarischen, tschechischen, slowaki-
schen und eventuell österreichischen Abgeord-
neten bilden. Die Schwerpunkte des europäischen 
Liberal-Konservatismus entfernen sich jedenfalls 
von der bisher tragenden deutsch-französischen 
Achse und den Gründungsländern der Römischen 
Verträge.
Die noch weiter rechts angesiedelten Fraktionen 
EFDD (42 Abgeordnete) und ENF (34) sind nicht 
weniger heterogen und instabil. Die EFDD wird 

Sitzverteilung im EP 
nach Ländern

Länder Sitze

Deutschland 96

Frankreich 74

Italien 73

Vereinigtes Königreich 73

Spanien 54

Polen 51

Rumänien 32

Niederland 26

Belgien 21

Griechenland 21

Portugal 21

Tschechien 21

Ungarn 21

Schweden 20

Österreich 18

Bulgarien 17

Dänemark 13

Finnland 13

Slowakei 13

Irland 11

Kroatien 11

Litauen 11

Lettland 8

Slowenien 8

Estland 6

Luxemburg 6

Malta 6

Zypern 6

Gesamt 751
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bisher von der britischen United Kingdom Inde-
pendence Party (UKIP, 13) und dem italienischen 
MoVimento 5 Stelle (M5S, 14) dominiert; zu ihr 
gehören auch Einzelabgeordnete wie Jörg Meu-
then (AfD) oder der ehemalige stellvertretende 
Front-National-Vorsitzende Florian Philippot.
Die ENF wird angeführt vom Niederländer Marcel 
de Graaff, der der Partij voor de Vrijheid (PVV, 4) 
nahesteht, sowie von Nicolas Bay vom franzö-
sischen Rassemblement National (RN, vormals 
Front National, 15). Weiter vertreten sind die auf 
erhebliche Zugewinne spekulierenden Abgeord-
neten der Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ, 
4), der italienischen Lega Nord (4), des belgi-
schen Vlaams Belang (1) sowie einige Überläufer, 
darunter Marcus Pretzell aus Deutschland, der 
früher der AfD angehörte. Während Marine LePen 
sich bei der Europawahl im Revanche-Duell gegen 
Macron ausrechnet, mit dem RN stärkste Partei in 
Frankreich zu werden, stellt die Lega Nord mit ih-
rem Anführer Matteo Salvini den »starken Mann« 
in Italiens Regierung und den aggressivsten Ver-
fechter der rechtsradikalen Blockbildung.
Die extreme Rechte darf nicht überbewertet, 
sollte aber auch nicht unterschätzt werden. Ihr 
Trumpf ist die überall virulent gewordene Mi-
grations- und Sicherheitsthematik. Damit hat 
sie den scheinbaren Gegensatz von »Volk« und 
»Establishment« zur menschenfeindlichen Un-
terscheidung zwischen Eigenem und Fremdem, 
Einheimischen und Einwanderern, Christen und 
Muslimen, Freund und Feind radikalisiert. 7 Die-
ser völkisch-autoritäre, zum Teil an faschistische 
und »konservativ-revolutionäre« Ideologeme der 
Zwischenkriegszeit anschließende Nationalismus 
bildet bei allen bleibenden Rivalitäten, inneren 
Widersprüchen und Eitelkeiten der Nationalisten 

eine gesamteuropäische Bewegung, die sich zum 
Aufstand gegen die Erweiterung und Vertiefung 
der EU verbunden hat.
Das heißt aber auch: Ohne »Brüssel« wären die 
Nationalisten nur halb so stark. Diese Chiffre des 
Unmuts bündelt sämtliche Anlässe von Unzufrie-
denheit wie in einem Brennglas: die Kritik an der 
Volksferne von Politik und an bürokratischen Aus-
wüchsen, die bereits alte, seit 2015 panisch ge-
wordene Angst vor »unkontrollierter Massenein-
wanderung«, die Sorge vor Kriminalität und das 
Gefühl der Perspektivlosigkeit in »abgehängten« 
Regionen. Die extreme Rechte profitiert von einer 
generalisierten Misere und Missstimmung, ohne 
im Mindesten Abhilfe bieten zu können. Die EU, 
die bei objektiver Betrachtung durchweg für mehr 
Wohlstand und Freizügigkeit gesorgt hat, wurde 
bei denen, die sich vom einen ausgeschlossen und 
vom anderen überfordert fühlen, zum allseits pro-
baten Sündenbock.
Die Rechte versammelt auch die »Globalisierungs-
verlierer«, die eigentlich die radikale Linke mobi-
lisieren wollte. Sie fordern – der US-Präsident Do-
nald Trump mit seinem Dauerwahlkampf ist hier 
das Vorbild – die segmentäre Abschottung gegen 
die funktionale Arbeitsteilung der Weltwirtschaft 
und die globale populäre Kultur. Die schon seit 
den 1970er Jahren zunehmende Ungleichheit 
von Einkommen und Vermögen und die Zunahme 
prekärer Arbeitsmarktlagen, die im 19. und 20. 
Jahrhundert in soziale Klassenkämpfe gemündet 
wären, werden (wie übrigens in der faschistischen 
Ära) mit Fremdenfeindlichkeit beantwortet.

Was tun? Reformagenda
Seit Jahren blickt das politische Establishment 
auf diese Entwicklung wie das Kaninchen auf die 

Schlange. Der völkisch-autoritären Radikalisie-
rung, die das Kräfteparallelogramm auch im Eu-
ropäischen Parlament nach rechts bewegen kann, 
wird eher mit Resignation und Anpassung begeg-
net als mit mutiger diskursiver Auseinanderset-
zung. Die Linke, die für eine Europäisierung des 
Wohlfahrtsstaates, die Regulierung von großen 
Unternehmen und Banken und eine progressive 
Steuerpolitik eingetreten ist, steht in Versuchung, 
in einen »nationalen Sozialismus« zurückzufallen 
(exemplarisch dafür ist Mélenchons »La France 
insoumise«) und die Leitidee offener Grenzen 
ebenfalls durch die Stärkung nationalstaatlicher 
Souveränität abzulösen. Liberale und Konserva-
tive kommen der Neuen Rechten in der Frage der 
Einwanderung und der Islamophobie entgegen 
und stellen wieder die christlichen Wurzeln Euro-
pas heraus. Ein Beispiel hierfür ist die defensive 
bis defätistische Reaktion mancher Konservativer, 
als der sogenannte UN-Migrationspakt (Global 
Compact for Safe, Orderly and Regular Migration) 
kurz vor seiner Verabschiedung im Dezember 2018 
skandalisiert und von mehreren EU-Staaten nicht 
unterzeichnet wurde.
Eine Vertiefung der EU hat namentlich Emma-
nuel Macon in Frankreich couragiert vertreten 
und damit 2017 noch einen beeindruckenden 
Wahlsieg gegen Marine LePen errungen. Als 
Präsident hat er ein ehrgeiziges Reformprojekt 
vorgelegt; gegen linke wie rechte Souveränisten 
und Identitäre verteidigte er die offene Gesell-
schaft im supranationalen Rahmen – die von ihm 
erhoffte europäische Kooperation ist bekanntlich 
von Berlin und der Mehrheit der EU-Länder ab-
geblockt worden. Mit der Rechtswende in Italien 
und in Schweden sind auch der EU-Kommission 
Partner abhandengekommen, zumal sich auch 
Berlin in die Phalanx der Migrationsprotektio-
nisten eingereiht hat. Die Europäisierung von 
Macrons Sammlungsbewegung La Républiqe en 
Marche stagniert und ist durch die »Gelbwesten«-
Bewegung unter Druck geraten.
Die Attacke von rechts sollte jedoch nicht zur Er-
starrung und zu einer Fixierung auf den Status 
quo führen. Und erst recht sollte man aus Angst 
vor dem Tod nicht Selbstmord begehen, indem 
man alle Themen und Projekte vermeidet, die 
»die Rechte stärken könnten«. Man möge sich 
bitte daran erinnern, welche Unwahrscheinlich-
keit der supranationalen Utopie den Gründungs-
figuren der EU um 1950 bescheinigt wurde. Will 
die EU der Regression widerstehen, gilt es, aktu-
elle Reformvorhaben eher noch entschlossener 
anzugehen und sie offensiver zu vermitteln als 
bisher. Vorgeschlagene beziehungsweise über-
fällige Vertiefungsziele sind (sozusagen von 
links nach rechts):
•	� eine Sozialunion, die der wachsenden Un-

gleichheit von Einkommen, Vermögen und 
Lebenschancen im Inneren der EU und ihrer 
Mitgliedsländer, dem Gefälle zwischen den Ph
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Regionen und zugleich der Externalisierung 
europäischer Wohlstandskosten in die Länder 
des »globalen Südens« entgegentritt;

•	� eine Fiskalunion, die Steuerflucht und -vermei-
dung sowie problematische Finanzmarktaktivi-
täten sanktioniert und zum Beispiel mit einer 
Transaktionssteuer Quellen zur Finanzierung 
von nachhaltigen Infrastrukturen und sozial-
politischen Korrekturen erschließt;

•	� eine Umweltunion, die auf immer deutlicher 
werdende Bedrohungen wie den gefährlichen 
Klimawandel und das Artensterben mit ei-
ner veritablen Energie- und Verkehrswende 
reagiert;

•	� eine Digitalunion, die der Dominanz des Silicon 
Valley (und Chinas) mit EU-Regulierungen im 
Daten- und Verbraucherschutz begegnet und 
die Digitalisierung nicht als technische Na-
turgewalt hinnimmt, sondern menschen- und 
sozialverträglich gestaltet;

•	� eine Sicherheitsunion, die Terror- und Cyber-
attacken wirksam abwehren kann und auf die 
Erosion der NATO friedenspolitisch reagiert.

Die politischen Alternativen liegen also auf dem 
Tisch, und die anstehenden Europawahlen bieten 
den besten Anlass für eine breite Debatte darüber, 
welche Entwicklung beziehungsweise welches Eu-
ropa die Bürger bevorzugen: den Rückbau in Na-
tionalstaaten und das »Europa der Vaterländer«, 
ein Durchwursteln mit den bewährten Kräften der 
linken und rechten Mitte oder doch einen »ge-
meinsamen Sprung« in die europäische Republik.
Zu befürchten steht, dass diese Debatte in innen-
politischen Winkelzügen untergeht und vor allem 
über Social-Media-Kanäle massiv manipuliert wird. 
Genau deswegen ist es wichtig, dass sich eine ver-
nehmbare proeuropäische Öffentlichkeit bildet. 
Zudem bedarf es einer politischen Bildung, die den 
Horizont nationaler Kirchtürme übersteigt. Das 
überkommene Narrativ der europäischen Einigung 
auf den Trümmern des Zweiten Weltkrieges erreicht 
Jüngere nicht mehr, sie benötigen ein »Europa, das 
uns schützt« (Macron), aber mehr noch eines, dass 
ihnen sinnvolle Arbeit gibt, sie im Einklang mit der 
Natur leben lässt und ein selbstbestimmtes Leben 
ermöglicht. Gleichzeitig sind diese Jüngeren – und 
sind wir alle – gefordert, in der EU nicht nur eine 
selbstverständliche Dienstleistungsmaschine zu 
sehen und sie als solche zu nutzen, sondern sich 
beziehungsweise uns aktiv für ihren Bestand und 
Ausbau einzusetzen. Es darf nicht passieren, dass 
sich weiterhin zwei Drittel der Europäer nicht an 
Parlamentswahlen beteiligen, bei denen so viel auf 
dem Spiel steht. Aber auch außerparlamentarisch 
müssen sich die proeuropäischen Kräfte rühren. 
Ohne Druck von unten kann die europäische Demo-
kratie keine Fortschritte machen.

Sich bewegen: Europa der Bürger
Dass sich konstruktiver Druck von unten aufbauen 
und in Ansätzen in den parlamentarischen Raum 

übertragen lässt, zeigt sich bereits. »Europa« war 
lange kein Mobilisierungsthema und die EU eher 
ein Anlass für destruktive Protest- und Exit-Bewe-
gungen. Tatsächlich bilden Gegner der EU in den 
meisten Ländern jedoch keine echte Mehrheit in 
der Bevölkerung, 8 Befürworter und Indifferente 
sind nur häufig stumm geblieben. Dies beginnt 
sich allmählich zu ändern: Offenbar bewegt das 
rabiate Auftreten von Autokraten, die rasante 
transatlantische Entfremdung, das aggressive 
Auftreten Russlands in der Ukraine und im Cy-
berspace, das Chaos der Brexit-Verhandlungen 
und das Gespenst einer neuen Ost-West-Spaltung 
mehr Europäer zu einem Bekenntnis zu den in 
Artikel 2 des EU-Vertrags niedergelegten Grund-
werten (Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, 
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte) 
sowie zum Engagement für den Zusammenhalt der 
Union.
Am sichtbarsten ist die überparteiliche Straßen-
mobilisierung bisher durch die Bewegung »Pulse 
of Europe« (PoE), eine in Frankfurt am Main ge-
gründete Privatinitiative, die seit 2015 in vielen 
Städten und Gemeinden Tausende von Menschen 
unter EU-Fahnen und zum Klang der Europa-Hym-
ne versammelt hat. Mitte 2018 startete PoE eine 
Kampagne zur Bildung von »Hausparlamenten«: 
Bei diesen sind Bürgerinnen und Bürger aufge-
fordert, als Gastgeber drei bis sieben Personen 
aus ihrem privaten Umfeld zu einer zweistündi-
gen Europa-Debatte einzuladen und konkrete 
europapolitische Forderungen an ausgewählte 
Entscheidungsträger zu formulieren. PoE stellt 
Gesprächsleitfaden und Abstimmungsunterlagen 
zur Verfügung und leitet die Forderungen gesam-
melt an ausgewählte Entscheidungsträger. In ei-
nem »Entscheidungspakt« verpflichten sich die 
angesprochenen Berufspolitiker, künftige Vorla-
gen und Entscheidungen im Licht der Ergebnisse 
den Hausparlamentariern zu begründen.9

Kampagnen wie diese können dazu beitragen, die 
europäische Demokratie voranzubringen, doch 
macht eine außerparlamentarische Bewegung 
noch keinen europäischen Frühling. Es bedarf wei-
terer solcher Initiativen und zahlreicher Europäe-
rinnen und Europäer, die sich aktiv und offensiv 
für die Demokratie in der EU einsetzen. Und da die 
konventionelle Beteiligung der repräsentativen 
Demokratie auf supranationaler Ebene schwach 
entwickelt ist, braucht es eine systematische 
Verstetigung deliberativer und konsultativer Bür-
gerbeteiligungsforen, die mit ausreichend Res-
sourcen ausgestattet sind und denen Legislative 
und Exekutive stärker verpflichtet sind – und die 
über das zaghafte Instrument der Europäischen 
Bürgerinitiative (EBI) deutlich hinausgehen. Mit 
anderen Worten: Konsultative Beteiligung soll-
te zur »vierten Gewalt« werden, von der lokalen 
bis zur supranationalen Ebene. 10 Dies würde die 
Legitimation direkter wie indirekter Abstimmun-
gen und die Qualität politischer Entscheidungen 

erhöhen – und damit den erstarkenden Gegnern 
der EU ein wichtiges Argument entziehen.
Die Wahlen zum Europäischen Parlament verdie-
nen eine hohe Wahlbeteiligung und eine seriöse 
Debatte. Im Wahlkampf kann sich eine transna-
tionale Öffentlichkeit Problemen und Chancen 
widmen, die die europäische Gesellschaft als 
Ganze tangieren und die allein nationalstaatlich 
nicht mehr gelöst und bearbeitet werden kön-
nen. Alternative Programme der Vertiefung wie 
des Rückbaus liegen vor, die Fronten sind klar. 
Vor allem aber gilt es, die Risiken eines neuen 
Ethnonationalismus zu erkennen, der die alte 
Welt zweimal in die Katastrophe geführt hat und 
heute vor allem auf Kosten der Jüngeren gehen 
wird. Deshalb muss die EU vor allem den nach 
1990 geborenen Generationen eine zeitgemäße 
Erzählung bieten und sie davon überzeugen, dass 
grenzüberschreitende Probleme mit einer weltof-
fenen Haltung und im supranationalen Rahmen 
besser zu lösen sind als mit dem Rückzug in die 
Wagenburg. Die Europawahl ist keine Nebenwahl. 
Sie ist Hauptsache.

1 Vgl. Europäisches Parlament, Ergebnisse der Europawahl 2014, 

http://www.europarl.europa.eu/elections2014-results/de/turnout.

html«; Michael Kaeding/Niko Switek, Europawahl 2014: Spitzen-

kandidaten, Protestparteien und Nichtwähler, in: dies. (Hrsg.), Die 

Europawahl 2014, Wiesbaden 2015, S. 17–30, hier S. 25.

2 Vgl. BVerfGE (Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts), 123, 

267 (Lissabon), 30.6.2009; Dieter Grimm, Europa ja – aber welches? 

Zur Verfassung der europäischen Demokratie, München 2016.

3 Zit. nach Ursula Welter, Wenn die Kanzlerin orakelt, 5.6.2018, 

http://www.deutschlandfunk.de/transnationale-listen-wenn-die-

kanzlerin-orakelt.795.de.html?dram:article_id=419578«.

4 Merkel im Interview mit Thomas Gutschker/Eckart Lohse, »Europa 

muss handlungsfähig sein – nach außen und innen«, Frankfurter 

Allgemeine Sonntagszeitung, 3.6.2018.

5 Siehe etwa den Blog »Der (europäische) Föderalist« des Publizisten 

Manuel Müller, http://www.foederalist.eu/p/europawahl-umfragen.

html«. Für eine Übersicht über die aktuellen Abgeordneten siehe 

http://www.europarl.europa.eu/meps/de/search/advanced«.

6 Vgl. Nathalie Brack, Opposing Europe in the European Parliament: 

Rebels and Radicals in the Chamber, Basingstoke 2017.

7 Vgl. Claus Leggewie, Europa zuerst! Eine Unabhängigkeitserklärung, 

Berlin 2017, S. 20–44.

8 Im April 2018 gaben 60 Prozent von über 27000 befragten EU-

Bürgern an, dass die EU-Mitgliedschaft ihres Landes eine gute Sache 

ist. Vgl. Europäisches Parlament, Pressemitteilung zur Eurobarometer-

Umfrage 89.2 »Democracy on the Move«, 23.5.2018, http://www.

europarl.europa.eu/news/de/press-room/20180430IPR02826«.

9 Dazu jetzt Franziska Schader, Pulse of Europe. Analyse und Einord-

nung einer politischen Bewegung, Masterarbeit FU Berlin 2018.

10 Vgl. Patrizia Nanz/Claus Leggewie, Die Konsultative. Mehr Demo-

kratie durch Bürgerbeteiligung, Berlin 2016; Carmen Gerstenmeyer/

Julian Plottka, Die aktuelle Reform als letzte Chance zur Rettung der 

Europäischen Bürgerinitiative?, in: Integration 1/2018, S. 26–48.

* Der Essay von Claus Leggewie erschien zuerst in der Zeitschrift »Aus 

Politik und Zeitgeschichte«, Beilage zur Wochenzeitung Das Parla-
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Zukunftsdebatten in der EU. 
Großer Wurf oder kleinteilige Reformvorschläge? *

Von Gisela Müller-Brandeck-Bocquet, Würzburg

Seitdem die Europäische Union den Tief-
punkt ihrer vielschichtigen und viel disku-
tierten Polykrise – der Begriff stammt von 
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker 
– überwunden hat, mehren sich die Versu-
che, durch Zukunftsdebatten neue Horizonte 
für das europäische Integrationsprojekt auf-
zuzeigen. Dies ist bitter nötig. Denn in den 
vergangenen Jahren hat es die EU nicht ver-
mocht, tatkräftig und mutig die heutigen und 
künftigen Herausforderungen anzupacken 
und sich Zukunftsperspektiven zu eröffnen, 
die auch Europas Bürgerinnen und Bürger von 
ihrer Unverzichtbarkeit überzeugen könnten. 
Dies hat in großem Maße zu den bedrohlichen 
Entwicklungen beigetragen, die es derzeit all 
den dezidiert EU-feindlichen Parteien quer 
durch die Mitgliedstaaten ermöglichen, das 
europäische Einigungsprojekt zu unterminie-
ren. Der Brexit und breitgefächerte Angriffe 
auf die uns bekannte multilaterale Weltord-
nung erzwingen nun, dass die EU verstärkt 
Selbstbehauptungs- und Überlebenswillen 
entfaltet.

Die aktuellen Zukunftsdebatten in der EU weisen 
eine große intentionale Bandbreite auf, sie rei-
chen von geradezu visionären Entwürfen bis hin 
zu kleinteiligen, aber notwendigen Reformvor-
schlägen, sie stehen sowohl für ambitionierte 
Aufbruchsszenarien als auch für pragmatische 
Weiterentwicklungen. Aus diesem weiten Feld der 
Zukunftswerkstatt EU sollen im Folgenden eini-
ge Debatten herausgegriffen werden, die diese 
Bandbreite abdecken. Ob die aktuellen Zukunfts-
entwürfe einen glaubhaften Aufbruch eröffnen, 
entscheiden letztendlich die Wählerinnen und 
Wähler bei der Europawahl im Mai 2019.
Angesichts der lang anhaltenden Visions- und 
Mutlosigkeit in der EU werden neue Narrative zur 
EU eingefordert. 1 Dem Politikwissenschaftler Her-
fried Münkler zufolge berichten Großerzählungen 
von Vergangenem, »um daraus dann ein Bild der 
Zukunft zu entwickeln, das Versprechen, Aussich-
ten und Warnungen bündelt«. Sie gehen davon 
aus, »dass das, was man aus der Geschichte gelernt 
hat, auch das Richtige ist« und stellen »Verbin-
dungslinien zwischen Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft« her. Großerzählungen »entwickeln 
Zukunftsperspektiven«, sie »stiften Sinn [und] 
verschaffen Orientierung«. Großerzählungen 

wenden sich sowohl identitätsstiftend an die be-
troffene Gemeinschaft selbst als auch an außen-
stehende Dritte.2 Die hier skizzierten aktuellen 
Zukunftsdebatten sollen als Bausteine zur Kons-
truktion einer neuen Großerzählung, eines aktu-
alisierten Narrativs über das europäische Projekt 
verstanden werden.
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»Weißbuch zur Zukunft Europas«
Inmitten der Polykrise rief Kommissionspräsident 
Juncker in seiner Rede zur Lage der Union 2016 die 
gesamte EU zu einer Zukunftsdebatte auf. Mit den 
Worten »Ja, wir brauchen eine langfristige Vision«, 
kündigte er an, im März 2017 – »rechtzeitig zum 60. 
Jahrestag der Römischen Verträge« – solch eine Zu-
kunftsvision vorzulegen.3 Das »Weißbuch zur Zukunft 
Europas« erschien termingerecht am 1. März 2017, 
kurz vor der »Erklärung von Rom« vom 25. März 2017 
in der die europäischen Staats- und Regierungschefs 
ihren Willen zur Zusammenarbeit bekräftigten.4

Das originelle Vorgehen des Weißbuches besteht 
darin, dass nach einer knappen Benennung der 
wirkungsmächtigsten künftigen Einflussfaktoren 
auf die EU »fünf Szenarien für Europa im Jahr 2025« 
vorgelegt werden, ohne dass die Kommission ihre 
eigenen Präferenzen äußert. Damit möchte das 
Weißbuch »einen Prozess anstoßen, in dem Europa 
selbst darüber entscheidet, welchen Weg es künf-
tig einschlagen wird«.5 Unhinterfragt bleibt die 
Gleichstellung von »EU« und »Europa« sowie die 
Prämisse, »dass die 27 Mitgliedstaaten gemeinsam 
als Union voranschreiten«. Auch wird eingeräumt, 
dass es »zahlreiche Überschneidungen zwischen 
den einzelnen Szenarien« gibt, die sich weder ge-
genseitig ausschließen noch erschöpfend sind.6

Szenario 1 heißt »Weiter wie bisher«, was be-
deutet, dass die EU sich auf die Umsetzung ihrer 
derzeitigen Reformagenda konzentriert. Nun 
war im Frühjahr 2017 diese Reformagenda mit 

dem Bratislava-Fahrplan und der Rom-Erklärung 
bereits recht anspruchsvoll.7 Daher ist dem Poli-
tikwissenschaftler Otto Schmuck von der Europa-
Union Deutschland zuzustimmen, wenn er die 
»negativ konnotiert[e]« Bezeichnung des »Wei-
ter wie bisher« als unangemessen kritisiert. Die 
Reformagenda gehe über ein »bloßes ›Weiter so‹ 
deutlich hinaus«.8

Szenario 2, »Schwerpunkt Binnenmarkt«, fällt 
hinter den Anspruch, Zukunft anleiten zu wollen, 
klar zurück und deckt den heutigen Integrations-
stand der EU nicht ab.
Szenario 3, »Wer mehr will, tut mehr«, umfasst 
das Modell eines Europas der verschiedenen Ge-
schwindigkeiten. Als mögliche Betätigungsfelder 
einer Avantgarde werden »Bereiche wie Verteidi-
gung, innere Sicherheit, Steuern oder Soziales« 
genannt. Szenario 3 greift also die in den zurück-
liegenden Jahren breit diskutierten Modelle der 
flexiblen Integration auf.
Szenario 4, »Weniger, aber effizienter«, geht von 
einer klaren Fokussierung des EU-Handelns aus. 
Für eine Schwerpunktsetzung werden Innovation, 
Handel, Sicherheit, Migration, Grenzmanagement 
und Verteidigung genannt.
Szenario 5, »Viel mehr gemeinsames Handeln«, 
bedeutet, dass die Mitgliedstaaten bereit sind, »in 
allen Bereichen mehr Machtbefugnisse und Res-
sourcen zu teilen und Entscheidungen gemeinsam 
zu treffen.« Dies ist das ehrgeizigste der fünf Sze-
narien; es deckt den »gemeinsamen Sprung nach 

vorne« ab, von dem im Weißbuch die Rede ist.
Dass die fünf Szenarien nicht trennscharf vonein-
ander abgrenzbar sind, wurde – trotz der Vorwar-
nung der Kommission – oft kritisiert. Dieser Punkt 
soll hier an nur einer Frage verdeutlicht werden: 
Welches Szenario entspricht der Programmatik 
des Artikel 1 des EU-Vertrags, der vom Ziel »einer 
immer engeren Union der Völker Europas« spricht? 
Ist es nur Szenario 5, wie es auf den ersten Blick 
scheint, oder erfüllt auch Szenario 1 dieses Ziel? 
Oder gilt das gar auch für die Szenarien 3 und 4? 
Eine Antwort fällt schwer. Wenig hilfreich für ein 
klareres Verständnis der Szenarien war Junckers 
später Versuch, seine eigene Präferenz zu äußern. 
In seiner Rede zur Lage der Union 2017 legte er 
sein »persönliches ‚sechstes Szenario‘» dar,9 wel-
ches in einer Absichtserklärung vom selben Tag als 
eine Kombination der »Szenarien 3, 4 und/oder 5 
des Weißbuchs« erläutert wird. Und da »das bis-
her ungenutzte Potenzial des Vertrags von Lissa-
bon voll ausgeschöpft werden soll«,10 ist letztlich 
auch das Szenario 1 angesprochen. Das Ganze 
wirkt also nach wie vor etwas unklar.
 
Bürgerdialoge
Wie im Weißbuch angekündigt, legte die Kommis-
sion 2017 fünf Reflexionspapiere vor, die vertiefte 
Beiträge zur Zukunftsdebatte leisteten. Behan-
delt wurden die Themen Ausbau der sozialen 
Dimension Europas, Vertiefung der Wirtschafts- 
und Währungsunion, Globalisierung als Chance, 
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Zukunft der Verteidigung Europas sowie Zukunft 
der EU-Finanzen. Diese Papiere nehmen »in sehr 
unterschiedlicher Weise auf die Szenarien des 
Weißbuchs Bezug« und verdeutlichen, dass die 
Szenarien »nur sehr bedingt [in konkreten Hand-
lungsfeldern] anwendbar sind«.11

Im Vorwort des Weißbuchs hatte Juncker eine 
breite Debatte über die fünf Szenarien angekün-
digt, die »den ganzen Kontinent miteinbezieht, 
darunter das Europäische Parlament, die natio-
nalen Parlamente, die Regionen und Kommunen 
und die gesamte Zivilgesellschaft«. Letzteres in-
teressiert besonders: Allein in den vier Monaten 
von März bis Juni 2017 veranstaltete die Kommis-
sion über 1750 Debatten- und Dialogevents, mit 
denen insgesamt über 270.000 Menschen erreicht 
wurden.12 Bis Februar 2018 wurden im Rahmen 
des Weißbuchprozesses in über 225 direkten Bür-
gerdialogen rund 36.000 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer erreicht, weitere 140.000 Personen 
waren in Facebook-Liveschaltungen involviert. 
Hinzu kamen 151.000 Tweets zur Zukunft Euro-
pas, die von 52.000 Konten abgesetzt wurden. Die 
Kommission geht dabei von einer »potenziellen 
Öffentlichkeitswirkung« von 34 Millionen Bürge-
rinnen und Bürgern aus.13

Parallel richteten auch die Mitgliedstaaten Bür-
gerdialoge aus; damit griffen sie eine Initiative 
des französischen Präsidenten Emmanuel Macron 
auf. Aus einem Bericht der Bundesregierung geht 
hervor, dass zwischen Mai und Oktober 2018 in 
ganz Deutschland insgesamt 119 Dialogveran-
staltungen stattfanden, an denen in der Regel 50 
bis 75 Interessierte teilnahmen.14 Zentrale Leit-
fragen des deutschen Bürgerdialogs waren: Wie 
erleben Sie Europa in Ihrem Alltag? Welche Rol-
le spielt Europa für Deutschland insgesamt? Wie 
sollte Europa in Zukunft aussehen? Auf das Weiß-
buch wurde nicht explizit Bezug genommen. Aus 
dem Bürgerdialog zog die Bundesregierung die 
Erkenntnis, dass erstens der Wunsch nach einem 
außenpolitisch starken Europa besteht, zweitens 
die Bürgerinnen und Bürger ein sicheres, schüt-
zendes Europa wollen, und drittens Binnenmarkt 
und Euro den Wohlstand erhalten sollen – so die 
drei Topthemen.15

Auf dem Dezembergipfel 2018 begrüßte der Eu-
ropäische Rat die Bürgerdialoge und -konsulta-
tionen als »beispiellose Gelegenheit (…), mit 
den europäischen Bürgerinnen und Bürgern in 
Kontakt zu treten«.16 Ob und inwieweit der Euro-
päische Rat aber bereit ist, bei den fälligen Wei-
chenstellungen zur EU-Zukunft, die auf den 9. 
Mai 2019 im rumänischen Sibiu anberaumt sind, 
den Ansichten und Wünschen der Bürgerinnen 
und Bürger wirklich Rechnung zu tragen, bleibt 
vollkommen offen. Für das jüngste Gipfeltreffen 
haben Österreich, das in der zweiten Jahreshälf-
te 2018 die Ratspräsidentschaft innehatte, und 
Rumänien, das in der ersten Jahreshälfte 2019 
dem Rat vorsitzt, einen Bericht vorgelegt, der 

zusammenfasst, was Europas Bürgerinnen und 
Bürger an Kritik und konstruktiven Ideen ge-
äußert haben. Zu den wichtigsten Ergebnissen 
gehört demnach, dass viele »das Fehlen einer 
klaren Vision und von Führungsstärke als Aspekte 
genannt [haben], die die Entwicklung in der EU 
bremsen«.17

»Europäische Souveränität« à la française
Tatsächlich werden die Zukunftsdebatten in der EU 
inzwischen nicht länger maßgeblich vom Weiß-
buch, sondern von Frankreichs Staatspräsident 
Emmanuel Macron inspiriert. Seit seinem klar 
proeuropäisch geführten Wahlkampf und nach 
fulminanten Europareden stehen seine Ideen, 
Vorschläge und Forderungen sowie die dadurch 
ausgelösten Reaktionen in deren Zentrum. So 
entwarf Macron in seiner inzwischen berühmten 
Rede an der Sorbonne am 26. September 2017 die 
Vision einer »europäischen Souveränität«.18 In 
der Tat kann man Macrons »Initiative für Europa« 
als einen großen Wurf bezeichnen, der angesichts 
interner und externer Problemlagen die Schaffung 
eines »souveränen, geeinten und demokratischen 
Europa« zu einer Notwendigkeit erklärt.
Diese »europäische Souveränität« möchte Mac-
ron auf sechs Pfeilern aufbauen: auf einer starken 
europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik, einer effektiven und zugleich humanen 
Migrationspolitik, einer auf Afrika fokussierten 
partnerschaftlichen Entwicklungspolitik, einer 
auf Nachhaltigkeit abzielenden Vorreiterrolle in 
der Umwelt- und Klimapolitik, der aktiven Gestal-
tung der Digitalisierung sowie der Konsolidierung 
und Stärkung der Wirtschafts-, Industrie- und 
Währungsmacht der EU. Mehrfach ließ er dabei 
anklingen, dass ein souveränes Europa auch dem 
sozioökonomischen Vorteil beziehungsweise der 
sozialen Absicherung der EU-Bürgerinnen und 
-Bürger dienen muss. Zu allen sechs Pfeilern un-
terbereitete Macron konkrete Vorschläge, von de-
nen – zumindest in Deutschland – vor allem jene 
zum Ausbau der Eurozone wahrgenommen wur-
den: Schaffung eines Eurozonen-Budgets, eines 
Eurozonen-Finanzministers und einer gemeinsa-
men Digitalsteuer. Weiterhin sprach Macron sich 
etwas verklausuliert für ein Europa der verschie-
denen Geschwindigkeiten aus, dessen Fliehkräfte 
für die Einheit der EU er durch Solidarität und die 
Stärkung des kulturellen Zusammenhalts auffan-
gen möchte.
Im Gegensatz zum Weißbuch hat Macron damit ei-
nen klaren Kurs vorgegeben und all jene, die seine 
Idee eines souveränen Europa teilen, zur zügigen 
Neubegründung der EU aufgerufen. Ob der neue 
Begriff der europäischen Souveränität nicht nur 
eine Umbenennung des alten französischen Euro-
pe-puissance-Konzepts ist,19 soll an dieser Stelle 
nicht diskutiert werden. Vielmehr sei betont, 
dass Macron mit dieser Vision auf die aktuellen 
Herausforderungen der Globalisierung und des 

Aufstiegs der Schwellenländer, auf den Brexit und 
die Geringschätzung, die der EU aus Washington, 
Moskau und Peking derzeit entgegenschlägt, re-
agiert und mit der Zielsetzung einer europäischen 
Souveränität am neuen EU-Narrativ kräftig mit-
schreibt. Jedenfalls stellte Kommissionspräsident 
Juncker seine jüngste Rede zur Lage der Union im 
September 2018 wohl nicht zufällig unter den Ti-
tel »Die Stunde der Europäischen Souveränität«.20

Die deutsche Antwort
Angesichts der Bedeutung der deutsch-franzö-
sischen Beziehungen als Motor der Integration 
musste sich insbesondere Deutschland von Ma-
cron angesprochen fühlen. Doch die Qualen der 
gescheiterten Koalitionsverhandlungen zwischen 
CDU/CSU, Grünen und FDP sowie die permanen-
ten Krisen der Anfang März 2018 angetretenen 
dritten Großen Koalition unter Kanzlerin Angela 
Merkel haben eine angemessene und klare Ant-
wort Deutschlands auf Frankreichs Vorstoß ver-
zögert – obwohl im Koalitionsvertrag schon im 
Titel ehrgeizig ein »neuer Aufbruch für Europa« 
versprochen wird.21 Auch ist es nicht so, dass in 
der langen Zeit des Wartens auf eine deutsche 
Antwort Stillstand in den Reformdebatten ge-
herrscht hätte; vielmehr wurde konstant an zahl-
reichen Reformagenden, die zumeist aus der Zeit 
vor Macron stammen, weitergearbeitet.
Dennoch war die Öffentlichkeit auf die deutsche 
Antwort fixiert, die die Kanzlerin Anfang Juni 
2018 endlich in einem schlichten Interview mit 
der »Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung« 
(FAS) gab. »Europa muss handlungsfähig sein – 
nach außen und nach innen« war dabei ihr Leitmo-
tiv.22 Mit Blick auf die Eurozone sprach sich Merkel 
für die Schaffung eines Europäischen Währungs-
fonds (EWF) sowie eines kleinen Investivhaushalts 
in der Eurozone aus, um »Staaten bei Reformen 
zu unterstützen«. Dieses deutsche Mantra findet 
sich mehrmals im Interview: »Solidarität unter 
Europartnern darf aber nie in eine Schuldenunion 
münden, sondern muss Hilfe zur Selbsthilfe sein.« 
Auch weitete Merkel den Blick auf das große Gan-
ze: »Wir stehen vor umfassenden Problemen, weil 
sich die gesamte Weltordnung ändert (…) Das 
alles bedeutet für uns Europäer, dass wir unsere 
Stellung im globalen Gefüge neu definieren müs-
sen, dass wir uns als gemeinsam handelnder glo-
baler Akteur einbringen müssen.«23 Es gelte, das 
Sicherheitsversprechen der EU an ihre Bürgerin-
nen und Bürger zu erneuern: »Ich meine das (…) 
im Blick auf Sicherheit vor Terrorismus, im Blick 
auf Sicherheit für Wohlstand und Arbeitsplätze, 
auf den Schutz der Außengrenzen, die Bewahrung 
unserer kulturellen Identität und der gemeinsa-
men Schöpfung.« Zudem bringt die Kanzlerin 
neue Ideen ein, wie die Schaffung einer gemein-
samen europäischen Flüchtlingsbehörde und die 
Verschmelzung der nichtständigen Sitze der EU-
Staaten im UN-Sicherheitsrat zu europäischen 
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Was gibt's zu wählen?

Sitzen. Sie endet ehrgeizig: »Es soll klar sein, (…) 
dass wir die Kraft sind, die den Multilateralismus 
stärkt.« Auch Merkel trägt folglich zum neuen EU-
Narrativ bei: die EU als starke Verfechterin des 
Multilateralismus, als Zentrum einer »Allianz für 
den Multilateralismus«, wie ihr Außenminister 
Heiko Maas formuliert.24

Von Meseberg zum Gipfeltreffen Ende 2018
Wie es sich für den Motor der Integration gehört, 
wurden diese Zukunftspläne auf den deutsch-
französischen Regierungskonsultationen im Juni 
2018 auf Schloss Meseberg zusammengeführt und 
»geerdet«, also auf praktikable Einzelprojekte he-
runtergebrochen. Erneut erwies sich dieser Motor 
dabei als Konsensschmiede, um der EU Wege zu 
pragmatischen Fortschritten zu weisen.So wur-
de etwa vorgeschlagen, »einen Haushalt für die 
Eurozone aufzustellen, um die Wettbewerbsfä-
higkeit, Annäherung und Stabilisierung in der 
Eurozone zu fördern«. Zudem ist beabsichtigt, 
»eine EU-Einigung über eine faire Besteuerung 
der digitalen Wirtschaft bis Ende 2018 herbeizu-
führen«. Zur Stärkung der Handlungsfähigkeit der 
EU-Außenpolitik sollen »Möglichkeiten der Nut-
zung von Mehrheitsentscheidungen im Bereich 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik« 
geprüft werden, und vieles mehr. Auch finden sich 
Vorschläge, ein deutsch-französisches Zentrum 
für Forschung zur Künstlichen Intelligenz sowie 
»rasch die ersten ›europäischen Universitäten‹ 
einzurichten«.25

Nach Meseberg wurde im Tandem und in der EU 
kontinuierlich an diesen und zahlreichen anderen 
Reformvorhaben gearbeitet. Im Dezember 2018 
ging es vorrangig um die Stärkung der Eurozone: 
So einigten sich die Finanzminister der Eurogruppe 
am 4. Dezember nach schwierigen Verhandlungen 
auf den Ausbau des Euro-Rettungsfonds ESM und 
die Vertiefung der Bankenunion. Ein Eurozonen-
Budget soll jedoch erst im Rahmen des nächsten 
EU-Haushalts beschlossen werden; und auch der 
Aufbau eines »Europäischen Fonds zur Stabilisie-
rung nationaler Arbeitslosenversicherungen« – ein 
Lieblingsprojekt des deutschen Finanzministers 
Olaf Scholz – wurde wegen Uneinigkeit der Minis-
ter vertragt.26 Der Euro-Gipfel vom 14. Dezember 
billigte all diese Beschlüsse der Eurogruppe und 
beauftragte diese, bis Juni 2019 Vorschläge für die 
konkrete Ausgestaltung eines »Haushaltsinstru-
ments für Konvergenz und Wettbewerbsfähigkeit« 
– so der neue offizielle Titel des Eurozonen-Budgets 
– zu erarbeiten.27 Beim Projekt einer EU-Digital-
steuer, das vor allem von Frankreich mit Nachdruck 
verfolgt wird, trat Deutschland besonders massiv 
auf die Bremse; die Steuer kann frühestens 2022 
in Kraft treten. Damit bleibt die Zukunftssicherung 
der EU und der Eurozone weiterhin eine schwierige, 
äußerst mühsame und kleinteilige Aufgabe, die vor 
allem Deutschland und Frankreich mehr Gemein-
samkeit abverlangt.

Visionäres Projekt oder Dauerbaustelle: 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik
In den Zukunftsdebatten der EU hat sich letzthin 
eine eindeutige Fokussierung auf das Politikfeld 
Sicherheit und Verteidigung herauskristalli-
siert. Denn hier ist der dringlichste Handlungs-
bedarf zu verorten: Der Brexit, US-Präsident 
Trumps ungeklärte Haltung zur NATO, sein bra-
chiales Drängen auf transatlantisches burden 
sharing sowie neue Bedrohungslagen an den 
Außengrenzen der EU haben Sicherheit und 
Verteidigung in den Vordergrund katapultiert. 
Die jüngeren Beschlüsse zur Schaffung eines 
EU-Hauptquartiers und zur Errichtung einer 
Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit im 
Verteidigungsbereich, besser bekannt als PESCO 
(Permanent Structured Cooperation), sowie die 
Auflegung eines milliardenschweren Rüstungs-
fonds bestätigen, dass die EU sich dieser Priori-
tät bewusst ist.28

Die 25 PESCO-Mitglieder – neben dem Vereinig-
ten Königreich sind nur Dänemark und Malta 
nicht daran beteiligt – wollen gemäß Art. 42 
Abs. 6 des Vertrags von Lissabon »anspruchsvol-
lere Kriterien in Bezug auf die militärischen Fä-
higkeiten« erfüllen, um »Missionen mit höchsten 
Anforderungen« realisieren zu können. 17 Pro-
jekte wurden inzwischen ausgewählt; derart sol-
len die militärischen Fähigkeiten verbessert be-
ziehungsweise, wie im Cyberbereich, entwickelt 
werden. Deshalb trifft trotz dieser bedeutenden 
Fortschritte zu, dass PESCO »und die Entwicklung 
einer leistungsfähigen verteidigungsindustriel-
len Basis (…) erst in zehn bis 15 Jahren wirksam« 
sein werden.29 Der inzwischen in Angriff genom-
mene Aufbau einer EU-Sicherheits- und Verteidi-
gungsunion wird mithin eine europäische Dauer-
Großbaustelle bleiben.
Dabei kann die »Europäische Interventionsini-
tiative« – ebenfalls von Macron lanciert – den 
Europäern zu strategischen Substanzgewinnen 
verhelfen. Das als EI2 firmierende Projekt soll 
der Herausbildung einer gemeinsamen strate-
gischen Kultur dienen. Sie wurde von Kanzlerin 
Merkel sowohl in ihrem FAS-Interview erwähnt 
als auch in der Meseberg-Erklärung aufgenom-
men Eine Absichtserklärung (letter of intent) 
wurde am 25. Juni 2018 von neun europäischen 
Staaten unterzeichnet; darin heißt es: »The ul-
timate objective of EI2 is to develop a shared 
strategic culture, which will enhance our abi-
lity, as European states, to carry out military 
missions and operations (…).«30 Insbesondere 
fällt auf, dass sich das kurz vor dem EU-Austritt 
stehende Vereinigte Königreich und das nicht 
an der Gemeinsamen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik teilnehmende Dänemark betei-
ligen. Auch diese dringend nötige Entwicklung 
einer europäischen strategischen und operati-
onellen Kultur dürfte in die Rubrik Großbau-
stelle fallen.

Nach einer veritablen Vision hingegen klingt zu-
nächst die aktuell wieder aufflammende Debatte 
zur Schaffung einer europäischen Armee. Diese 
Forderung ist keineswegs neu, zuletzt entbrann-
te sie im Kontext der Ukraine-Krise seit 2014. Ihr 
wurde damals von deutscher Seite eine Absage 
erteilt.31 Im November 2018 jedoch forderte Mac-
ron eine »richtige europäische Armee«. In einem 
Interview mit dem Radiosender Europe 1 sagte 
er: »Man kann die Europäer nicht beschützen, 
wenn man nicht beschließt, eine richtige euro-
päische Armee zu schaffen. (…) Wir brauchen ein 
Europa, das sich zunehmend selbst verteidigt, 
ohne ganz von den USA abhängig zu sein, in grö-
ßerer Souveränität.« Macron sprach dabei weder 
einen Zeithorizont noch das Verhältnis zur Nato 
an; ihm ginge es, wurde kommentiert, vorrangig 
um die Stärkung der »strategischen Autonomie«, 
wozu ein unabhängiger europäischer Rüstungs-
sektor gehöre.32

Überraschend bekannte sich auch Merkel kurz 
darauf vor dem Europäischen Parlament zu einer 
»echten europäischen Armee«. Allerdings ordnete 
sie dieses Ansinnen sofort als Vision ein, an der 
man »aufgrund der Entwicklung der letzten Jah-
re« arbeiten müsse. Explizit sagte sie: »Das ist ja 
keine Armee gegen die NATO. (…) Wenn wir unser 
Geld effizient einsetzen wollen und doch für viel 
Gleiches kämpfen, dann können wir doch in der 
NATO mit einer europäischen Armee gemeinsam 
auftreten.«33 Da ist er wieder, der deutsche Plan 
vom europäischen Pfeiler in der NATO.
Alarmiert von dieser gemeinsamen Macron-
Merkel’schen »Vision und Notwendigkeit einer 
Europäischen Armee« stellte Bundesverteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen sogleich 
klar, dass der spürbare und positive sicher-
heits- und verteidigungspolitische Aufbruch in 
der EU »Schritt für Schritt zu einer ›Armee der 
Europäer‹ [führt]. Streitkräfte in nationaler Ver-
antwortung, eng verzahnt, einheitlich ausgerüs-
tet, für gemeinsame Operationen trainiert und 
einsatzbereit.«34

Auch wenn sich die Vision einer »echten europä-
ischen Armee« bei näherem Hinsehen als wenig 
belastbar herausstellt,35 gehört sie im aktuellen 
internationalen Kontext zum neuen Narrativ der 
europäischen Souveränität; sie ist inhärenter 
Bestandteil der Zukunftsdebatten und einer neu-
en Großerzählung, die in turbulenten Zeiten die 
Richtung weisen soll. Hier ist ebenfalls das mu-
tige, ein bisschen trotzige, auf jeden Fall uner-
lässliche »Europe united« zu nennen, das Außen-
minister Maas dem Trump’schen »America first« 
entgegenschleudert.36 Auch das neue Projekt 
der EU-Kommission, eine stärkere internationale 
Rolle des Euro anzustreben, um unter dem Motto 
»Weg vom Dollar« unter anderem US-amerikani-
schen extraterritorialen Sanktionen entgehen zu 
können, gehört zu diesem neuen Narrativ der eu-
ropäischen Souveränität.37
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Anzeige

Europawahl 2019: Entscheidung über die 
Zukunft der EU
Die vergangenen Jahre sollten die EU-Bürgerinnen 
und -Bürger dafür sensibilisiert haben, dass große 
Veränderungen anstehen, die sie zu einer europa-
politischen Neupositionierung zwingen. Die wieder 
steigenden Zustimmungsraten zur EU deuten an, 
dass viele dies verstanden haben. 38 Sie wollen das 
Richtige aus Europas Geschichte gelernt haben.
Es werden letztlich die Bürgerinnen und Bürger 
der EU sein, die bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament vom 23. bis 26. Mai 2019 darüber ent-
scheiden, welche Zukunft sie für die EU wollen. 
Im kommenden Mai wird es gar nicht so sehr dar-
auf ankommen, welche der die europäische Inte-
gration grundsätzlich befürwortenden Parteien 
die Bürgerinnen und Bürger wählen. Wichtig 
wird vielmehr sein, dass sie, erstens, überhaupt 
zur Wahl gehen und damit die Bedeutung der EU 
für ihre Zukunftssicherung anerkennen. Zweitens 
wird wichtig sein, dass sie all jenen rechtspopu-
listischen und nationalistischen Kräften eine 
Abfuhr erteilen, die durch einzelstaatliche Sou-
veränitätsphantastereien oder durch Angriffe auf 
die europäischen Grundwerte wie Rechtstaatlich-
keit und Solidarität die EU und damit das große 
europäische Friedensprojekt unterminieren oder 
gar zerstören wollen. Das wäre wahrlich ein Fest 
für die Demokratie in der EU und ein wichtiger 
Schritt in die Zukunft.
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Was gibt's zu wählen?

Die Kompetenzen des Europäischen Parlamentes*

Von Nicolai von Ondarza, Berlin und Felix 
Schenuit, Hamburg 

Das Europäische Parlament (EP) ist die Vertre-
tung der Bürger der Europäischen Union. Sei-
ne Legislaturperiode dauert fünf Jahre. Seine 
Befugnisse und Aufgaben gliedern sich in drei 
Kompetenzbereiche: Gesetzgebung, Haushalt 
und Kontrollbefugnisse. Eine zentrale Befugnis 
ist dem Europäischen Parlament jedoch ver-
wehrt: Es kann selbst keine Gesetze initiieren. 
Dieses Recht liegt allein bei der Europäischen 
Kommission. Das Europäische Parlament kann 
jedoch die Kommission auff ordern, zu Politik-
feldern Vorschläge zu erarbeiten und in das Par-
lament einzubringen. 

Bislang wurden Kompetenzen des EP als Reaktion 
auf eben dieses Demokratiedefi zit der EU bei je-
der Vertragsänderung immer mehr ausgeweitet. 
Noch immer ist das Parlament aber nicht bei allen 

Entscheidungen der EU gleichermaßen beteiligt. 
Vielmehr gibt der EU-Vertrag für jeden Politikbe-
reich vor, inwieweit das Parlament neben dem Rat 
und der Kommission mitentscheiden kann.

Das wichtigste Gesetzgebungsverfahren in der EU ist 
das sogenannte ordentliche Gesetzgebungsverfah-
ren. Durch dieses Verfahren ist das Parlament seit 
dem Vertrag von Lissabon, der seit dem 1. Dezember 
2009 in Kraft ist, an immer mehr Entscheidungen 
beteiligt. Beispielsweise wird die EU-Gesetzgebung 
zum Binnenmarkt nach dem ordentlichen Gesetz-
gebungsverfahren verabschiedet. Im Rahmen die-
ses auch Mitentscheidungsverfahren genannten 
Vorgehens entscheiden die drei wichtigsten EU-
Institutionen – Kommission, Rat und Parlament – 
gemeinsam über die EU-Gesetzgebung. So werden 
dann entweder EU-Verordnungen beschlossen, die 
direkt rechtsverbindlich sind, oder EU-Richtlinien, 
die verbindlich von den Mitgliedstaaten innerhalb 
einer Frist umgesetzt werden müssen.

Gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfah-
ren wird ein Rechtsakt durch die Kommission initi-
iert, indem diese einen Vorschlag vorlegt. Danach 
berät das Parlament darüber und verfasst eine 
Stellungnahme und gegebenenfalls Änderungs-
vorschläge (sogenannte 1. Lesung). Im Anschluss 
daran befassen sich im Rat der Europäischen Uni-
on (Ministerrat) die Vertreterinnen und Vertreter 
der nationalen Regierungen mit dem Vorschlag 
der Kommission und der Stellungnahme des EP.
Wenn der Rat mit den Änderungen des EP nicht 
einverstanden ist, geht das Dokument zurück an 
das Parlament (so genannte 2. Lesung). Jetzt 
kann das EP den Änderungen des Rates entweder 
folgen und damit das Gesetzgebungsverfahren 
abschließen oder es durch komplette Ablehnung 
beenden. Darüber hinaus besteht auch die Mög-
lichkeit, weitere Änderungsvorschläge an den 
Rat zu richten.
An diesem Punkt des Verfahrens nimmt die Kom-
mission erneut Stellung zu den vorgeschlagenen 
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Änderungen des Parlaments. Wenn der Rat diese 
nun akzeptiert, ist das Gesetz beschlossen. An-
dernfalls wird ein Vermittlungsausschuss einberu-
fen, der sich ähnlich wie deutsche Vermittlungsaus-
schüsse, in denen Vertretungen aus Bundestag und 
Bundesrat verhandeln, aus Vertreterinnen und Ver-
tretern von EP und Rat zusammensetzt. Dieser wird 
von der Kommission beratend unterstützt. Einigt 
sich dieser auf eine Lösung, wird der Gesetzentwurf 
in dritter Lesung im EP beschlossen.
Dieses Verfahren ist komplex und relativ zeitin-
tensiv. In der politischen Praxis haben sich daher 
die sogenannten Triloge etabliert. Ein Trilog ist 
ein informelles Gremium bestehend aus Vertre-
terinnen und Vertretern der EU-Kommission, der 
jeweiligen rotierenden Präsidentschaft des Rates 
sowie dem Europäischen Parlament, also quasi ein 
Vermittlungsausschuss.
Anstatt aber bis zur dritten Lesung und dem 
Vermittlungsausschuss zu warten, bilden die 
EU-Institutionen mittlerweile direkt nach dem 
Vorschlag der Kommission und vor der ersten 
Lesung einen solchen Trilog, um einen Kompro-
miss zu finden.
Dies spart viel Zeit und verbessert die Zusammen-
arbeit zwischen den Institutionen. Der gefundene 
Kompromiss kann dann direkt in erster Lesung von 
Parlament und Rat verabschiedet werden.
Das Trilog-Verfahren steht jedoch auch in der Kri-
tik, weil der formelle Prozess umgangen wird und 
die Trilog-Verhandlungen hinter verschlossenen 
Türen stattfinden. Dennoch hat es sich etabliert 
– in der laufenden Legislaturperiode wurden 
fast 90 Prozent aller Mitentscheidungsverfahren 
durch die Triloge in erster Lesung abgeschlossen, 
in die dritte Lesung kam kein einziges. Wichtig 
für das EP ist: Ob in erster Lesung oder dritter, 
ohne Zustimmung des Parlaments kann beim 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren keine EU-
Gesetzgebung verabschiedet werden.
Innerhalb der europäischen Verträge gibt es noch 
einige weitere mögliche Arten von Entscheidungs-
prozessen. Diese sehen jeweils eine andere Rolle 
des Europäischen Parlaments vor. Bei der Ent-
scheidung über den regulären EU-Haushalt ist das 
EP ebenfalls voll beteiligt. Dies gilt seit dem Lis-
sabonner Vertrag ohne Ausnahme. Wie in nationa-
len Parlamenten kann in der EU also kein Haushalt 
ohne Zustimmung der Parlamentarier verabschie-
det werden. Über dieses Haushaltsrecht hat sich 
das EP in der Vergangenheit auch immer wieder 
zusätzliche Mitspracherechte erkämpft.
Es gibt jedoch auch Ausnahmen, bei denen die 
Beteiligungsrechte des Parlaments eingeschränkt 
sind. Dies ist etwa das Zustimmungsverfahren, bei 
dem – wie der Name sagt – die Zustimmung des Par-
laments erforderlich ist, das Parlament selbst aber 
keine Änderungen einbringen kann. Dies gilt bei-
spielsweise für internationale Verträge der EU, etwa 
im Handelsbereich oder bei der Aufstellung des 
mehrjährigen Finanzrahmens. In Ausnahmefällen, 

Mitwirkungsrechte des Europäischen Parlamentes 
nach dem Vertrag von Lissabon

Zustimmung erforderlich für:
• Beitritt neuer Mitglieder, Austrittsabkommen
• �Feststellung, dass ein Mitgliedstaat die 

Grundwerte der EU verletzt
• Europawahlverfahren
• �Aufteilung der Sitze im Europäischen 

Parlament
• �Aufstellung des mehrjährigen Finanz- 

rahmens
• Erweiterung der Befugnisse der EU
• �Abschluss internationaler Verträge durch die EU

Mitentscheidung (ordentliches Gesetz- 
gebungsverfahren) u.a. über:
• Freizügigkeit, Niederlassungsrecht
• Gegenseitige Anerkennung von Abschlüssen
• Gemeinsames Asylsystem
• Justizielle und polizeiliche Zusammenarbeit
• Verkehrspolitik
• Harmonisierung des gemeinsamen Markts

• �Regelung des Kapitalverkehrs mit 
Drittländern

• �Förderung bildungspolitischer und kulturel-
ler Zusammenarbeit

• �Mindestnormen für Arbeitsbedingungen, 
Chancengleichheit und Gleichbehandlung

• �Aufgaben, Ziele und Organisation der 
Strukturfonds

• Gesundheitsförderung
• Verbraucherschutz
• Umweltpolitik
• Sicherung der Energieversorgung
• Entwicklungspolitik
• Rahmenprogramm
• Forschung, Raumfahrt
• Statut der europäischen Parteien

Anhörung
zu sonstigen Fragen der europäischen 
Gesetzgebung

Kommission
Vorschlag

Parlament

1. Lesung:
Standpunkt übernimmt

gegebenenfalls
Änderungen Kommission

ändert u.
formuliert

billigt alles 1. Lesung:
Standpunkt des Rates

§ §
Parlament
2. Lesung:

EU-Gesetz kein
EU-Gesetz

ändert

Lehnt die Kommis-
sion Änderungen 
des Parlaments 
ab, so muss der 

Rat über diese ein-
stimmig befinden

lehnt alles mit 
absoluter Mehrheit ab

Kommission

Kommission

bezieht 
Stellung

bezieht 
Stellung

EU-Gesetz kein
EU-Gesetz

Vermittlungsausschuss
aus Rat und Parlament

EU-Gesetz

Einigung keine Einigung

§

§ §

sagt »Nein« zu EP-Änderungen

EU-Gesetz

§

akzeptiert alle 
Parlaments-Änderungen

Rat

Rat

Rat

billigt alles

So kommt ein europäisches Gesetzt zustande
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Die wichtigsten EU-Institutionen im Überblick

Rat der Europäischen Union (»Ministerrat«)
•  zusammengesetzt aus Ministern der 

EU-Mitgliedsländer
•  tagt in zehn verschiedenen Ratsformationen 

(z. B. Rat der Verkehrsminister, der Innenmi-
nister, der Justizminister)

•  Gesetzgebungsrecht, zusammen mit Europäi-
schem Parlament

•  Haushaltsbefugnisse, zusammen mit Europä-
ischem Parlament

Europäische Kommission (»Hüterin« der 
Verträge)
•  pro Mitgliedsland ein Kommissar, der im In- 

teresse der gesamten EU, nicht im nationalen 
Interesse handelt

• Initiativrecht für neue Gesetze
•  überwacht die Einhaltung und Realisation 

von EU-Verträgen
•  führt Verhandlungen mit internationalen

Organisationen und Drittstaaten
• Verwaltung, Ausführung des EU-Haushalts

Europäischer Rat (Treffen der »Regierungs-
chefs«)
•  setzt sich aus den Staats- und Regierungs-

chefs der EU zusammen
•  die Treffen werden in der Presse »EU-Gipfel« 

genannt
•  Impulsgeber: der Europäische Rat entschei-

det über Eckpunkte der europäischen Politik
• hat keine Gesetzgebungskompetenz

 Europäisches Parlament (»Vertretung der 
EU-Bürger«)
• einzige direkt gewählte EU-Institution
•  repräsentiert rund 513 Mio. EU-Bürger/

innen
•  Gesetzgebungsrecht in fast allen Politik-

bereichen, erlässt zusammen mit dem 
Rat der Europäischen Union EU-Rechts-
vorschriften

•  Haushaltsbefugnisse, entscheidet zusammen 
mit Rat der Europäischen Union über den EU-
Haushalt, Haushaltskontrollausschuss

•  parlamentarische Kontrolle der EU-Kommis-
sion und von EU-Agenturen
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zum Beispiel in Teilen der Innen- und Justizpolitik, 
gilt weiterhin das Anhörungsverfahren, bei dem 
das Parlament zwar zwingend vom Rat angehört 
werden muss, aber nicht mitentscheiden kann.
In der Praxis nutzt das Parlament dann aber re-
gelmäßig andere Hebel, um seine Interessen 
durchzusetzen. Beispiels weise hat die EU 2011 in 
insgesamt sechs EU-Rechtsakten die Haushalts-
kontrolle in der Eurozone verschärft. Das EP hatte 
jedoch nur in zweien davon Mitentscheidungs-
rechte, bei den anderen sollte es nur angehört 
werden. Über die Verknüpfung der sechs Rechtsak-
te haben die Europa-Abgeordneten aber erreicht, 
bei allen sechs voll beteiligt zu sein. Zuletzt gibt 
es aber, etwa in der Außen- und Sicherheitspoli-
tik, auch immer noch EU-Entscheidungen, bei de-
nen das Parlament weder beteiligt noch angehört 
werden muss und von den nationalen Regierungen 
im Rat alleine entschieden werden.
Wichtig bleibt ein zentraler Unterschied zu na-
tionalen Parlamenten festzuhalten, der auf das 
Parlament in allen unter schiedlichen Gesetzge-
bungsprozessen zutrifft: Die EP-Abgeordneten 
haben – anders als ihre nationalen Kolleginnen 
und Kollegen – kein Initiativrecht für neue Geset-
zesvorhaben. Dieses Initiativrecht liegt einzig bei 
der Europäischen Kommission.

* Aus: Informationen zur politischen Bildung, Nr. 339, 4/2018 

– 1/2019, hrsg. von der Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn
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Die EU in Hamburg
Welche finanziellen Förderungen gibt es?

Hamburg stehen in der Förderperiode 2014 bis 
2020 insgesamt 133,5 Millionen Euro aus den 
Struktur- und Investitionsfonds der EU zur Ver-
fügung. Agrarsubventionen fließen dagegen 
nicht nach Hamburg.
Für Projekte des Europäischen Sozialfonds 
(ESF) in Hamburg werden in diesem Förderzeit-
raum rund 75 Millionen Euro durch die Europä-
ische Kommission und zum gleichen Anteil von 
der Stadt Hamburg, durch Mittel des Bundes 
und von Privaten bereitgestellt. Die Projekte 
sind nach drei thematischen Schwerpunkten 
gegliedert:
1. Förderung nachhaltiger und hochwertiger 
Beschäftigung und Unterstützung der Mobili-
tät der Arbeitskräfte,
2. Förderung der sozialen Inklusion und Be-
kämpfung von Armut und Diskriminierung,
3. Investitionen in Bildung, Kompetenzen und 
lebenslanges Lernen.
Von den geförderten Projekten profitie-
ren, nach Angaben des Senats, etwa 45.000 
Menschen in der Hansestadt. Die Bilanz zur 
Halbzeit der Förderperiode: Über 40 Projekte 
wurden durchgeführt, an denen rund 26.500

Personen, darunter etwa 40 Prozent junge 
Menschen unter 25 Jahren, teilnahmen. 2.600 
junge Menschen konnten in eine Ausbildung 
vermittelt werden, 1.400 Personen fanden 
einen sozialversicherungspflichtigen Arbeits-
platz, und 7.500 Hamburger/innen wurden 
beruflich qualifiziert. Mit Beginn der zweiten 
Hälfte der Förderperiode starteten 2017 weite-
re 35 ESF-Projekte.
55,5 Millionen Euro erhält Hamburg zudem 
aus dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE). Insgesamt 51 Firmen und 
Einrichtungen von der Uni Hamburg über die 
HHLA bis hin zur Schiffszimmerer Genossen-
schaft werden in ihren Projekten gefödert. 
Beispiele für EU-geförderte Projekte sind u.a.:
• �der Energiebunker in Wilhelmsburg mit 3,1 Mio. 

€ Zuschuss. Mit dem Bau des lokalen Kraftwerks 
zur Erzeugung erneuerbarer Energien werden 
der Wärmebedarf von 3.000 Haushalten und der 
Strombedarf von 1.000 Haushalten gedeckt.

• �der Hamburger Weiterbildungsbonus zur För-
derung der beruflichen Weiterbildung von 
Geringqualifizierten und Arbeitnehmern im 
Hamburger Modell. EU-Investitionen: 4 Mio €.

Zuständigkeiten in der Europäischen Union
Kompetenzverteilung in der EU
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Anhäufeln oder Verteilen von jeweils fünf Stimmen

Frei ab 16 Jahren und mit zehn Stimmen
FAQs zur Wahl der Hamburger Bezirksversammlungen

Mehr als 1,43 Millionen Wahlberechtigte sind 
am 26. Mai in Hamburg aufgerufen, über die 
Zusammensetzung der sieben Bezirksver-
sammlungen zu bestimmen. Das sind mehr 
Wahlberechtigte in Hamburg als bei der parallel 
stattfindenden Wahl zum Europa-Parlament, 
bei der nur rund 1,3 Millionen Menschen teil-
nehmen können. Die Differenz hat zwei Grün-
de: Bei den Bezirkswahlen sind einerseits auch 
rund 28.000 Jugendliche im Alter von 16 und 17 
Jahren wahlberechtigt (wie auch bei der Bür-
gerschaftswahl). Und andererseits sind rund 
100.000 EU-Ausländer, die ihren Wohnsitz in 
Hamburg haben, bei den Bezirkswahlen direkt 
stimmberechtigt. 
Beim EU-weiten Urnengang gilt dies nicht auto-
matisch: Die EU-Ausländer können wählen, ob sie 
ihre Stimme in ihrem Heimatland abgeben wollen 
(eher die Regel) oder an ihrem Wohnsitz Ham-
burg. Von der EU-Wahl in Hamburg haben zuletzt 
nur rund 5000 EU-Ausländer Gebrauch gemacht.

Wie viele Bezirksversammlungen gibt es in 
Hamburg?
Es gibt sieben Bezirke, die in insgesamt 54 Wahl-
kreise unterteilt sind: Altona, Bergedorf, Eimsbüt-
tel, Hamburg-Mitte, Hamburg-Nord, Harburg und 
Wandsbek haben je eine Bezirksversammlung.

Was wird gewählt?
Die sieben Bezirksversammlungen werden von den 
wahlberechtigten Einwohnern/innen im jewei-
ligen Bezirk gewählt. Auf den Wahllisten stehen 
Kandidaten/innen, die auch in dem jeweiligen 
Bezirk wohnen. Die Zahl der Mitglieder in den 

Bezirksversammlungen ist nach der Einwohner-
zahl der Bezirke gestaffelt: Die Bezirksversamm-
lung Bergedorf hat 45 Mitglieder, die Bezirksver-
sammlungen Hamburg-Mitte, Altona, Eimsbüttel, 
Hamburg-Nord und Harburg haben jeweils 51 Mit-
glieder und die Bezirksversammlung Wandsbek hat 
57 Mitglieder. Aufgrund des Wahlrechts haben die 
Bezirksversammlungen Bergedorf und Hamburg-
Mitte zurzeit jeweils zwei zusätzliche Mitglieder.

Wo wird gewählt?
Alle Wahlberechtigten erhalten vor der Wahl eine 
Wahlbenachrichtigung per Post zugesendet. In 
den Unterlagen stehen alle wichtigen Informati-
onen, wie das Wahldatum (26. Mai), das zustän-
dige Wahllokal und dessen Öffnungszeiten (8 bis 
18 Uhr). Wenn die Wahlbenachrichtungskarte 
verloren wurde, kann man auch mit seinem Perso-
nalausweis ins zuständige Wahllokal gehen. Wer 
am Wahltag nicht im Wahllokal erscheinen kann, 
kann seine Stimme per Briefwahl abgeben. Die 
dafür erforderlichen Unterlagen können über den 
sogenannten Briefwahlantrag angefordert wer-
den. Dieser liegt der Wahlbenachrichtigung bei.

Was machen die Bezirksversammlungen?
Die Bezirksversammlungen entscheiden über An-
gelegenheiten vor Ort in Deinem Bezirk; sie sind 
jedoch keine Parlamente (mit legislativer Funk-
tion) – sondern von der Bevölkerung gewählte 
Verwaltungsausschüsse. So können die Bezirks-
versammlungen Entscheidungen in den meisten 
Aufgabengebieten treffen, für die die Bezirks-
ämter zuständig sind. Bezirksversammlungen 
(und insbesondere deren Jugendhilfeausschüsse) 

kümmern sich zum Beispiel um Jugendthemen 
vor Ort : um die Einrichtung und Ausstattung von 
Häusern der Jugend oder um die Unterstützung 
von Jugendverbänden bei deren Einrichtungen. 
Sie haben zudem darauf zu achten, dass die In-
teressen von Kindern und Jugendlichen bei der 
Bauplanung des Bezirks berücksichtigt werden. 
Die Bezirksversammlungen wählen zudem die 
Bezirksamtsleiter/innen und kontrollieren die 
Bezirksämter bei der Ausübung ihrer Arbeit.

Wie wird gewählt?
•	� Jede/r Wahlberechtigte hat fünf Stimmen für 

den Bezirkslisten- und fünf Stimmen für den 
Wahlkreislisten-Stimmzettel.

•	� Mit den ersten fünf Stimmen auf dem Bezirks-
listen-Stimmzettel (gelb) wird bestimmt, mit 
wie vielen Sitzen die Parteien und Wählerverei-
nigungen in der Bezirksversammlung vertreten 
sein werden. Die Stimmen können gehäuft oder 
verteilt vergeben werden: alle fünf Stimmen 
können einer Liste resp. Partei gegeben oder 
auf mehrere aufgeteilt werden.

•	� Mit den zweiten fünf Stimmen auf dem Wahl-
kreislisten-Stimmzettel (rosa) werden die Kan-
didaten/innen aus dem jeweiligen Wahlkreis 
bestimmt. Wiederum können die fünf Stimmen 
gehäuft oder verteilt vergeben werden.

Bei der Verteilung der Sitze in den Bezirksver-
sammlungen werden nur jene Bezirkslisten der 
Parteien und Wählervereinigungen berücksich-
tigt, die mindestens 3 % der gültigen Stimmen 
erhalten haben (3-Prozent-Sperrklausel).
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Rosa Stimmzettel für den Wahlkreis: Hier wählst 
Du mit fünf Stimmen die Kandidaten/innen der 
Parteien und Wählervereinigungen in Deinem 
Wahlkreis. Du kannst Deine fünf Stimmen bündeln 
oder verteilen. 

Weitere Infos

•  Allgemein: www.hamburg.de/bezirkswahlen
•  Alle Stimmzettel: www.hamburg.de/

bezirkswahlen/12419072/muster-
stimmzettel-2019

•  FAQs zu den Bezirkswahlen: www.hamburg.
de/bezirkswahlen/4300078/bv-faq

•   Stichwörter »Gesetz über die Wahl zu den 
Bezirksversammlungen« und »Bezirksver-
waltungsgesetz«: www.landesrecht-ham-
burg.de

Die Wahlzettel

Gelber Stimmzettel für die Bezirkslisten: Hier 
entscheidest Du mit fünf Stimmen über die Stärke 
der Parteien und Wählervereinigungen in der Be-
zirksversammlung und zugleich über deren Kandi-
daten/innen auf der Bezirksliste. Du kannst Deine 
fünf Stimmen bündeln oder verteilen.



Die Wahl des EU-Parlamentes
Bei der Europawahl am 26. Mai 2019 bewer-
ben sich bundesweit insgesamt 1.380 Kan-
didaten/innen um die der Bundesrepublik 
Deutschland zugewiesenen 96 Parlaments-
sitze. Darunter sind 479 Frauen. Es treten 
insgesamt 41 Parteien und sonstige politi-
sche Vereinigungen mit gemeinsamen Listen 
für alle Bundesländer beziehungsweise mit 
Listen für einzelne Länder an. Da – wie üb-
lich – die CDU in allen Bundesländern außer 
Bayern, die CSU jedoch nur in Bayern antritt, 
enthalten die Stimmzettel in jedem Bundes-
land 40 Wahlvorschläge. 
In Deutschland erfolgt die Wahl nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl mit Lis-
tenwahlvorschlägen. Jede/r Wähler/in hat 
eine Stimme. Da die Listen der Parteien 
und sonstigen politischen Vereinigungen 
geschlossene Listen sind, die Reihenfolge 
der Bewerber/innen wurde von den Parteien 
durch Wahl festgelegt, kann der/die Wähler/
in – anders als bei den Wahlen der Hambur-
ger Bezirksparlamente – mit seiner Stimme 
nur eine Gesamtliste und nicht einen einzel-
nen Kandidaten/in wählen. 

Das Europäische Parlament wird 2019 zum 
neunten Mal gewählt. Um die Wahlgewohn-
heiten der Mitgliedsländer zu berücksichti-
gen, fi ndet die Wahl nicht an einem Tag son-
dern im Zeitraum vom 23. bis 26. Mai 2019 
statt. Insgesamt werden 751 Abgeordnete 
gewählt. Jeder EU-Bürger, der mindestens 
18 Jahre alt ist, kann seine Stimme abgeben. 
Eine Ausnahme gibt es: In Österreich und 
Malta dürfen bereits 16-Jährige an der Euro-
pawahl teilnehmen. Insgesamt sind rund 400 
Millionen EU-Bürger wahlberechtigt.

Die Europawahl ist allgemein, unmittelbar, 
frei, geheim – aber nicht gleich. Jede Stimme 
zählt nur innerhalb ihres Landes gleich viel, 
nicht aber für das Ergebnis der Europawahl 
insgesamt. Das liegt am Prinzip der »degres-
siven Proportionalität«, dem zufolge größe-
re Länder grundsätzlich mehr Abgeordnete 
haben als kleinere, kleinere Länder jedoch 
mehr Abgeordnete pro Einwohner als größe-
re. Nach dem Vertrag über die Europäische 
Union (Art. 14) entsenden kleinere Länder 
wie Malta, Zypern, Luxemburg 6 Abgeordne-
te ins EU-Parlament, während Deutschland 
als bevölkerungsreichstes Land der EU 96 
Abgeordnete stellt.

Nach dem Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union gibt der Europäische 
Rat zwar einheitliche Bestimmungen für die 
Wahl vor. So gilt das Verhältniswahlrecht 
in allen Mitgliedsländern, die genaue Aus-
gestaltung bleibt jedoch nationalen Wahl-
gesetzen überlassen. Daraus ergeben sich 
zahlreiche Unterschiede: So haben viele 
kleinere EU-Staaten wie Portugal, Malta 
oder Estland keine Sperrklauseln, während 
zumeist größere Länder wie Frankreich oder 
Italien über eine solche verfügen, die bis 
zur Fünf-Prozent-Hürde reicht. In Deutsch-
land hatte das Bundesverfassungsgericht 
bereits vor der EU-Wahl 2014 die zuvor 
geltende Drei-Prozent-Hürde im deutschen 
Europawahlgesetz ersatzlos gestrichen, so 
dass eine Kleinstpartei wie Die Partei in das 
EU-Parlament einziehen konnte. Durch das 
das Sitzzuteilungsverfahren in Deutschland 
ergibt sich jedoch eine implizite Hürde von 
etwa 0,5 % der Stimmen, die notwendig sind, 
um einen Sitz im EU-Parlament zu erlangen. 

Es gibt noch weitere nationale Unterschie-
de: In einigen EU-Staaten kann der Wähler 
einen Kandidaten auf dem Wahlzettel direkt 
ankreuzen, in anderen – wie in Deutschland 
– sein Kreuz nur bei einer Partei machen und 
hat somit keinen Einfl uss auf die Rangfolge 
der Kandidaten. Und eine letzte Besonder-
heit: Nur in Belgien, Griechenland, Luxem-
burg und Zypern besteht eine Wahlpfl icht. 
Bei der letzten Wahl in 2014 lag die Wahlbe-
teiligung im EU-Durchschnitt bei 42,6%. Das 
Schlusslicht bildete die Slowakei mit 13%, 
Belgien war auf Grund der Wahlpfl icht Spit-
zenreiter mit 89,6%. In Deutschland nahmen 
zuletzt 48,1% aller Wahlberechtigten teil.

Eine Stimme und ein sehr 
langer Stimmzettel


